
     
 

 

 VERHANDLUNGSSCHRIFT 

 über den öffentlichen Teil der Gemeinderatssitzung der Gemeinde Bergland  

 
Lfd. Nr. 323 

 

 

 

 

 

am 12.12.2025 im Sitzungssaal der Gemeinde Bergland. 

Beginn: 17:30 Uhr                  Ende: 19:00 Uhr 
 

Die Einladung erfolgte per e-mail am 2.12.2025! 

------------------------- 

ANWESEND WAREN: 

Bürgermeister: Wieseneder Walter 
Vizebürgermeister:  Rauner Johann* 

Die Mitglieder des Gemeinderates*) 

Gf.GR. Handl Anja *E Gf.GR. Derfler Reinhard * 
Gf.GR. Winkler Johann * Gf.GR. Scheuchelbauer Rene * 
GR. Bauer Martin *  GR. Eckelsberger Harald * 
GR. Fitzthum Andrea *E GR. Graf Michael * 
GR. Haselberger Josef * GR. Haslauer Karl * 
GR. Huber Leopold *E GR. Karlinger Patrick * 
GR. Lenk Ilse * GR. Refenner Franz * 
GR. Refenner Johannes * GR. Simoner Daniel * 
GR. Taubinger Hannes *  

ANWESEND WAREN AUSSERDEM: 

OV. Paukner Johann *E OV. Müllner Katharina *E 
OV. Mayrhofer Elfriede *  

Amtsleiter: Riesenhuber Franz 

Zeichenerklärung:    *E -->  Entschuldigt abwesend 

*N -->  Nicht entschuldigt abwesend 

 ------------------------- 

VORSITZENDER:  Bürgermeister Walter Wieseneder 

Die Sitzung war öffentlich.  Die Sitzung war beschlussfähig. 



  

 

Zur Tagesordnung:  

Vor Beginn der Sitzung wird das nichtöffentliche Protokoll von der letzten GR-Sitzung 322 auf die Leinwand projiziert und 
durchbesprochen sowie über den Dringlichkeitsantrag „Bericht der unvermuteten Kassaprüfung als Punkt 17“ 
abgestimmt. 
 
Der Beschluss:    Der Antrag wird angenommen. 
Abstimmungsergebnis: Einstimmig. 

 
Öffentlicher Teil: 
 
Zu Pkt. 1: Feststellen der Beschlussfähigkeit und Genehmigung des letzten Protokolls. 

Der Bürgermeister stellt zu Beginn der Sitzung die Beschlussfähigkeit fest. Einwände zum Protokoll wurden 
bis Sitzungsbeginn nicht vorgebracht und daher zur Kenntnis genommen.  

 
Zu Pkt. 2: Genehmigung des Voranschlages 2026. 

Die Budgetzahlen für 2026 waren eine Herausforderung, einerseits hört man medial, dass es wichtig sein 
wird zu sparen, auf der anderen Seite wird es aber auch wichtig sein, für ein Wirtschaftswachstum und eine 
allgemeine Weiterentwicklung, zu investieren, so auch im Budgetplan 2026 in Bergland. Der 
Kindergartenzubau wird vorerst ad acta gelegt und aufgrund der niedrigen Geburtenzahlen erst im Jahr 2027 
entschieden, ob nun ein Zubau oder nur eine Sanierung erfolgen wird, das Projekt 2028 wird zeitlich etwas 
verschoben und die neue Geh- und Radwegbrücke über die Erlauf soll sehr rasch umgesetzt werden. Hierfür 
wird eine Darlehensaufnahme von 900.000 Euro für die Zwischenfinanzierung notwendig sein. Aufgrund des 
Hochwasserschadens am Brunnen in Kendl, mussten 2025 Gesamtinvestitionen von über 200.000 Euro 
getätigt werden, diese Bauabschnitte begleiten uns, aufgrund der Abrechnung bzw. Förderabwicklung, auch 
noch im Budget 2026. Beim Projekt Glasfaser kommen wir auch in die finale Phase und wir werden dieses 
Megaprojekt 2026 abschließen. Im Mittelfristenfinanzplan sieht man sehr deutlich, dass es jetzt noch immer 
wichtiger wird, den Gemeindehaushalt wirtschaftlich, zweckmäßig und sparsam zu führen.  
 
Die Zahlen im Überblick VO 2026:     NVA 2025 
Haushaltspotential:  1.597.700 €     2.653.738 €   
 
Finanzierungshaushalt 
Operativ: 
Einnahmen:   4.697.300 €     4.711.900 €   
Ausgaben:     3.951.100 €     3.861.300 € 
 
Investiv: 
Einnahmen:        726.800 €     2.972.700 € 
Ausgaben:   2.256.500 €     4.621.200 € 
 
Ergebnishaushalt: 
Erträge:  6.158.100 €     5.416,700 € 
Aufwendungen:            6.080.300 €     5.308.700 € 
Nettoergebnis:      77.800 €        108.000 € 



     
 

 

 
Schuldennachweis: 
31.12.2025  396.900 €     446.100 € 
31.12.2026             1.270.100 €     397.600 € 
 
Der Voranschlag ist vor der Beschlussfassung 14 Tage am Gemeindeamt während der Amtsstunden zur 
allgemeinen Einsicht aufgelegen. Im Zeitraum der Auflegung wurden keine Stellungnahmen abgegeben.  

Der Beschlussantrag des Gemeindevorstandes lautet: 

Genehmigung des Voranschlages 2026 und des mittelfristen Finanzplanes samt den erforderlichen Beilagen.  

Der Beschluss:    Der Antrag wird angenommen. 
Abstimmungsergebnis: Einstimmig. 

 
Zu Pkt. 3: Beschlussfassung über die Schulungskostenbeiträge für Gemeindemandatare. 

Der Gemeinderat der Gemeinde Bergland beschließt, dass für die kommunalpolitische Bildungsarbeit für jede 
im Gemeinderat mandatsmäßig vertretene Wählergruppe ein Schulungskostenbeitrag geleistet wird.  
Dieser Beschluss hat bis auf Widerruf Gültigkeit.  
Als Berechnungsbasis gilt das Allgemeine Schema der NÖ Gemeindebeamtengehalt sordnung 1976 in der 
jeweils geltenden Fassung per 01. Jänner, also das Gehalt eines Gemeindebeamten der Gehaltsstufe 13 der 
Verwendungsgruppe VII.  
Von dieser Basis wird 1/1.000stel berechnet und für jede im Gemeinderat mandatsmäßig vertretene 
Wählergruppe der Schulungskostenbeitrag pro Wählerstimme entrichtet.  
Als Grundlage für die Zahl der Wählerstimmen gilt das endgültige Wahlergebnis der letzten Gemeinderatswahl 
vom 26. Jänner 2025.  
Weiters beschließt der Gemeinderat, dass sich der aus der NÖ Gemeindebeamtengehaltsordnung 1976 
ergebende Betrag jährlich von der Bezirkshauptmannschaft Melk von den Ertragsanteilen der Gemeinde 
einbehalten werden darf und an die Interessensvertretungen, Gemeindevertreterverband der jeweiligen 
Wählergruppe, überwiesen werden darf.  
Die zuletzt im Jahre 2015 beschlossene Regelung wird damit ungültig.“  
 
Es handelt sich um einen Gesamtbetrag von ca. 5800 Euro für alle vertretenen Parteien.  

Der Beschlussantrag des Gemeindevorstandes lautet: 

Genehmigung der Schulungskostenbeiträge für Gemeindemandatare 

Der Beschluss:    Der Antrag wird angenommen. 
Abstimmungsergebnis: Einstimmig. 

 
Zu Pkt. 4: Genehmigung der Umbenennung der Karl Mayrhofer Stiftung. 

Die Karl Mayrhofer Stiftung dient seit Jahrzehnten als einfache und unbürokratische 
Unterstützungsmöglichkeit für in Not geratene Bürger oder Familien sowie Personen die zum Beispiel für 
Heizkosten oder den Lebensunterhalt finanzielle Hilfe benötigen. Da der Wortlaut einer Stiftung nicht mehr 
zeitgemäß ist, soll diese in den „Karl Mayrhofer Hilfsfonds für unschuldig in Not geratene Bürger“ kurz KM - 
Hilfsfonds umbenannt werden.    



  

 

Der Beschlussantrag des Gemeindevorstandes lautet: 

Umbenennung der Karl Mayrhofer Stiftung auf den „Karl Mayrhofer Hilfsfonds für unschuldig in Not geratene 
Bürger“ mit der Kurzbezeichnung KM- Hilfsfonds. 

Der Beschluss:    Der Antrag wird angenommen. 
Abstimmungsergebnis: Einstimmig. 

 
Zu Pkt. 5: Terminüberblick 2026. 

Gemeinderatssitzung  24.02.2026 19.30Uhr  
Gemeinderatssitzung  24.03.2026 19.30Uhr  
Gemeinderatssitzung  19.05.2026 19.30Uhr 
Gemeinderatssitzung  23.06.2026 19.30Uhr 
Gemeinderatssitzung  29.09.2026 19.30Uhr  
Gemeinderatssitzung  10.11.2026 19.30Uhr  
Gemeinderatssitzung  11.12.2026 17:30Uhr 
Weihnachtsfeier  11.12.2026 19.00Uhr  
 
Bergland Schitag  17.01.2026  6:45 Uhr 
Gemeindestammtisch  12.02.2026 19:30 Uhr Dorfhaus Wohlfahrtsbrunn 
Bergland-Schnapsen  14.02.2026 13.00 Uhr  GH Nabegger 
Gemeinde-Kabarett  06.03.2026   Berglandhalle 
Bürgermeisterempfang  13.03.2026 18.30 Uhr Gemeindeamt 
Wir halten Bergland sauber 21.03.2026 09.00 Uhr Gemeindeamt 
Gemeindestammtisch  21.05.2026 19:30 Uhr Familie Mader in Königstetten 
Jubilarfeier 1.Halbjahr  22.05.2026 12.30 Uhr GH Nabegger 
Gemeindeausflug   04.09.2026 
Bergland-Wallfahrt - Maria Taferl 13.09.2026 
Gemeindestammtisch Dienstag 15.09.2026 19:30 Uhr Familie Weißinger in Kolm 
Gemeindestammtisch  19.11.2026 19:30 Uhr Dorfhaus Landfriedstetten 
Jubilarfeier 2.Halbjahr  20.11.2026 12:30 Uhr  GH Nabegger 
 
Termine werden per E-Mail an alle Funktionäre ausgesendet, bitte gleich eintragen und vormerken.  

Kenntnisnahme des Berichtes 

 
Zu Pkt. 6: Bericht zum Glasfaserausbau in Bergland. 

Die Projektkosten des Glasfaserausbaus in Bergland belaufen sich  bis dato auf 4.311.608,02 Euro, im 
Gegenzug dazu haben wir bereits Förderungen in der Höhe von 3.173.343,00 erhalten. 
 
Die letzten Ortschaften in Echling, Unteregging und Bergland Center werden im Jänner bautechnisch 
fertiggestellt, um hierfür genug Zeit zu haben und keinen unnötigen Zeitdruck für die komplette Fertigstellung 
zu haben, wurde um eine Förderverlängerung des Projektes von 6 Monaten angesucht , auf diese Zusage 
warten wir aber noch. 
 



     
 

 

Seit 12.12.2025 sind von 579 Anschlüssen 501 bereits fertiggestellt worden und davon sind 327 seit 12.12.2025 
gepatscht und aktiv.  

Kenntnisnahme des Berichtes  

 
Zu Pkt. 7: Genehmigung der Anschaffung eines neuen Bauhoffahrzeuges. 

Im November 2018 wurde das erste elektrische Bauhoffahrzeug ein KANGOO Z.E. um 25.373,52 Euro 
angeschafft. Ende November weist der Kangoo einen Kilometerstand von 76034km auf und lt. Mercedes Eckel 
(Eurotax-Rechner) erhalten wir für dieses Auto noch einen Restwert von 4.500 Euro, die Stadtgemeinde 
Wieselburg musste ihren E Kangoo mit 80000km aufgrund der Reduktion der Batterieleistung tauschen.  In 
der Kalenderwoche 48 meldete sich die Firma Eckel, dass derzeit ein eCitan sehr günstig verfügbar wäre. Das 
Angebot für den eCitan laute: 20.529,98 Euro inkl. Um der weiterhin bestehenden Unsicherheit der 
Batterielaufzeit entgegenzuwirken, wurde auch ein Angebot für Nutzungsleasing eingeholt.  
 
Bei der Berechnung handelt es sich um Bruttobeträge lt. Auskunft von LBG können wir uns noch zusätzliche 
die Vorsteuer geltend machen. 
Kauf: 
Kaufpreis:    20.529,98 Euro  
Kasko Versicherung:   5.364,90 Euro  (1788,30 Euro x3) 
Normale Versicherung:   3.084,90 Euro (1028,30 Euro x3) 
=    28.979,78 Euro (Restwert eventuell 10.000 Euro) 
 
Nutzungsleasing 10000km: 
Leasingrate:     11.147,04 Euro (154,82 Euro x 72) 
Kasko Versicherung: 10.729,80 Euro (1788,30 Euro x6) 
=    21.876,84 Euro (Kein Risiko des Restwertes) 
Bei 2000 KM mehr kommt eine Nachverrechnung von 334,40 Euro selbst bei 5000 KM zahlen wir nur 836 Euro.  
 
Nutzungsleasing 15000km: 
Leasingrate:   12.879,36 Euro (178,88 Euro x 72) 
Kasko Versicherung: 10.729,80 Euro (1788,30 Euro x6) 
=    23.609,16 Euro (Kein Risiko des Restwertes) 
Bei 3000 KM weniger kommt man eine Rückvergütung von 171,60 Euro       

Der Beschlussantrag des Gemeindevorstandes lautet: 

Genehmigung der Anschaffung des neuen Bauhoffahrzeuges mittels Leasingvertrag  10.000km.  

Der Beschluss:    Der Antrag wird angenommen. 
Abstimmungsergebnis: Einstimmig. 

 
Zu Pkt. 8: Genehmigung der Funktionsdienstpostenverordnung. 

Mit dem neuen Dienstrecht NÖ GBedG 2025 für alle neu aufgenommenen Mitarbeiter ab 1.1.2025 und dem 
Weiterbestehen des „alten“ Dienstrechtes GBDO bzw. GVBG ist eine Neuauflage der 
Funktionsdienstpostenverordnung notwendig. Diese Verordnung muss beide Dienstrechte abbilden und es 
darf keine zwei Verordnungen geben.  



  

 

Der Beschlussantrag des Gemeindevorstandes lautet: 

Der Gemeinderat der Gemeinde Bergland erlässt folgende 

Verordnung über die Zuordnung der Funktionsdienstposten zu den Funktionsgruppen (Funktionsverordnung) 

§ 1 

Die im Dienstpostenplan gesondert bezeichneten Funktionsdienstposten werden folgenden Funktionsgruppen 
zugeordnet: 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

§ 2 

Die Verordnung über die Zuordnung der Funktionsdienstposten zu den Funktionsgruppen tritt mit dem Monatsersten, der 
dem Ablauf der zweiwöchigen Kundmachungsfrist zunächst folgt, in Kraft. Die Verordnung vom 13.12.2024 und vom 
16.12.2022 über die Zuordnung der Funktionsdienstposten treten mit Inkrafttreten dieser Verordnung außer Kraft. 

Der Beschluss:    Der Antrag wird angenommen. 
Abstimmungsergebnis: Einstimmig. 

 
Zu Pkt. 9: Bericht über den Gebührenhaushalt in der Gemeinde Bergland. 

Alle Gemeinden in Niederösterreich wurden aufgrund der derzeitigen finanziellen Lage aufgefordert bzw. sind 
angehalten den Gemeindehaushalt zu überprüfen und im Bedarfsfall  eine Gebührenerhöhung zu beschließen. 
 
Die Aufschließungsabgabe wurde bereits in sehr vielen Nachbargemeinde erhöht, in Bergland bleibt der 
Hebesatz von 480 weiterhin bestehen, es soll das leichte Wachstum der Neubauten in Bergland nicht noch 
mehr geschwächt werden. 
 
Bei der Abwasserbeseitigung wurde uns seitens des Landes NÖ eine Erhöhung von 5% empfohlen, vorerst 
wird dieser Empfehlung aber nicht nachgekommen, eine Erhöhung in den nächsten Jahren wird aber nicht 
ausbleiben, unser Abwasserkanalsystem ist nicht mehr das jüngste  und wird in Teilbereichen erneuert bzw. 
adaptiert werden müssen. 

Kenntnisnahme des Berichtes 

 
Zu Pkt. 10: Genehmigung der Wasserabgabenverordnung. 

Gesonderte Bezeichnung des 
Funktionsdienstpostens im 

Dienstpostenplan: 
Funktionsgruppe gemäß 
GBDO bzw. GVBG: 

Funktionsgruppe 
gemäß NÖ GBedG 2025 

Amtsleitung 7 FL1 

Amtsleitung Stv. 6 FE1 

Bürgerservice und Meldewesen 6    

 Kassenführung und Buchhaltung 6   

      

Bauhofleiter 7 FE1 

Bauhofleiter Stv. 6  

Kont- u. Wart. Gemeindestr., Baulose u. Auffangbecken  6   



     
 

 

Bei der Wasserversorgung wurde in den letzten Jahren sehr viel Investiert, 2023 wurde der neue Brunnen in 
Erlauf fertigstellt und eine Summe von ca. 600.000 Euro investiert, heuer wurde der Brunnen in Kendl 
aufgrund des Hochwasserschadens erneuert, die Technik Hochwassersicher gemacht und die Möglichkeit für 
eine Notstromversorgung hergestellt. Diese Investition von ca. 200.000 Euro erhöht in Verbindung mit dem 
zweiten Brunnen in Erlauf unsere Sicherheit bei der Wasserversorgung sehr stark.  Um diese hohen 
Investitionen der letzten Zeit sowie die steigenden Erhaltungskosten etwas abzufedern und für zukünftige 
Ausgaben gewappnet zu sein, ist eine Anpassung bei der Wasserabgabenverordnung und somit eine Erhöhung 
der Gebühren erforderlich.    
Der Einheitssatz für die Anschlussabgabe soll von 8,00 auf 8,30 Euro erhöht werden. Die 
Bereitstellungsgebühr soll von 13 auf 15 Euro angehoben werden, diese ist seit 2016 nicht erhöht worden und 
die Benützungsgebühr soll von 1,25 auf 1,30 Euro, um 5cent erhöht werden, es handelt sich hier um die 
geringstmögliche zulässige Anpassung.  
 
Bei einem durchschnittlichen Wasserverbrauch von 250m³ erhöhen sich die laufenden Abgaben wie folgt: 
               vor der Erhöhung        nach der Erhöhung 
Bereitstellungsgebühr:      42,90 Euro       49,50 Euro 
Benützungsgebühr:   343,75 Euro   357,50 Euro 
      386,65 Euro   407,00 Euro 
 
Für den einzelnen Haushalt erhöhen sich die Ausgaben um 20,35 Euro  brutto, für die Einnahmen bei der 
Wasserversorgung heißt das ein Plus von ca. 20.000 Euro. 

Der Beschlussantrag des Gemeindevorstandes lautet: 

Genehmigung der Wasserabgabenverordnung nach dem NÖ Gemeindewasserleitungsgesetz 1978 für die öffentliche 

Gemeindewasserleitung der Gemeinde Bergland zu beschließen: 

§ 1 

In der Gemeinde Bergland werden folgende Wasserversorgungsabgaben und Wassergebühren erhoben: 

a, Wasseranschlussabgaben 

b, Ergänzungsabgaben 

c, Sonderabgaben 

d, Wasserbezugsgebühren 

e, Bereitstellungsgebühren 

§ 2 

Wasseranschlussabgabe 

(1) Der Einheitssatz zur Berechnung der Wasseranschlussabgabe für den Anschluss an die öffentliche 

Gemeindewasserleitung wird gemäß § 6 Abs. 5 des NÖ Gemeindewasserleitungsgesetzes 1978 mit € 8,30 

festgesetzt. 

(2) Gemäß § 6 Abs. 5 und 6 des NÖ Gemeindewasserleitungsgesetzes 1978 wird für die Ermittlung des 

Einheitssatzes eine Baukostensumme von € 12.755.705,00 und eine Gesamtlänge des Rohrnetzes von 63.997 lfm 

zu Grunde gelegt. 



  

 

§ 3 

Vorauszahlungen 

Der Prozentsatz für die Vorauszahlungen beträgt gemäß § 6a des NÖ Gemeindewasserleitungsgesetzes 1978 80% jenes 

Betrages, der unter Zugrundelegung des in § 2 festgesetzten Einheitssatzes als Wasseranschlussabgabe zu entrichten 

ist. 

§ 4 

Ergänzungsabgabe 

Bei Änderung der Berechnungsfläche für eine angeschlossene Liegenschaft wird eine Ergänzungsabgabe auf Grund der 

Bestimmungen des § 7 des NÖ Gemeindewasserleitungsgesetzes 1978 berechnet. 

§ 5 

Sonderabgabe 

(1) Eine Sonderabgabe gemäß § 8 des NÖ Gemeindewasserleitungsgesetzes 1978 ist zu entrichten, wenn wegen der 

Zweckbestimmung der auf der anzuschließenden Liegenschaft errichteten Baulichkeit ein über den 

ortsüblichen Durchschnitt hinausgehender Wasserverbrauch zu erwarten ist und die Gemeindewasserleitung 

aus diesem Grunde besonders ausgestaltet werden muss. 

(2) Eine Sonderabgabe ist aber auch dann zu entrichten, wenn die auf einer an die Gemeindewasserleitung 

angeschlossenen Liegenschaft bestehenden Baulichkeiten durch Neu-, Zu- oder Umbau so geändert werden, 

dass die im Abs. 1 angeführten Voraussetzungen zutreffen. 

(3) Die Sonderabgabe darf den durch die besondere Inanspruchnahme erhöhten Bauaufwand nicht übersteigen. 

§ 6 

Bereitstellungsgebühr 

(1) Der Bereitstellungsbetrag wird mit € 15 pro m³/h festgesetzt. 

(2) Die Bereitstellungsgebühr ist das Produkt der Verrechnungsgröße des Wasserzählers (in m³/h) multipliziert mit 

dem Bereitstellungsbetrag. Daher beträgt die jährliche Bereitstellungsgebühr: 

 

 

 

 

 

 

 

 

§ 7 

Grundgebühr zur Berechnung der Wasserbezugsgebühr 

Verrechnungs-

größe in m³/h 

Bereitstellungsbetrag 

in € pro m³/h 

Bereitstellungsgebühr in € 

(Spalte 1 mal Spalte 2 = Spalte 3) 

3 15 45 

7 15 105 

12 15 180 

17 15 255 



     
 

 

(1) Die Grundgebühr gemäß § 10 Abs. 5 des NÖ Gemeindewasserleitungsgesetzes 1978 wird für 1 m³ Wasser mit € 

1,30 festgesetzt. 

§ 8 

Ablesungszeitraum 

Entrichtung der Wasserbezugsgebühr 

(1) Die Wasserbezugsgebühr wird auf Grund einer einmaligen Ablesung im Kalenderjahr gemäß § 11 Abs. 1 und 2 des 

NÖ Gemeindewasserleitungsgesetzes 1978 berechnet. Der Ablesungszeitraum beträgt daher zwölf Monate. Er 

beginnt am 01. Jänner und endet mit 31. Dezember. 

(2) Für die Bezahlung der so berechneten Wasserbezugsgebühr werden zwei Teilzahlungszeiträume wie folgt 

festgelegt: 

1. von 1. Jänner bis 30. Juni  

2. von 1. Juli bis 31. Dezember 

Die auf Grund der einmaligen Ablesung festgesetzte Wasserbezugsgebühr wird auf die Teilzahlungszeiträume zu gleichen 

Teilen aufgeteilt. Die einzelnen Teilbeträge sind jeweils 15. Mai und 15. November; entsprechend des oben gewählten 

Teilzahlungszeitraumes fällig. Die Abrechnung der festgesetzten Teilzahlungen mit der auf Grund der Ablesung 

errechneten Wasserbezugsgebühr erfolgt im ersten Teilzahlungsraum jeden Kalenderjahres und werden die Teilbeträge 

für die folgenden Teilzahlungsräume neu festgesetzt. 

§ 9 

Umsatzsteuer 

Zusätzlich zu sämtlichen Abgaben und Gebühren nach dieser Wasserabgabenordnung gelangt die gesetzliche 

Umsatzsteuer aufgrund des Umsatzsteuergesetzes 1994, in der jeweils geltenden Fassung, zur Verrechnung. 

§ 10 

Schluss- und Übergangsbestimmungen 

Diese Wasserabgabenordnung tritt mit dem 01.01.2026 in Kraft. 
Auf Abgabentatbestände, die vor dem Inkrafttreten dieser Verordnung verwirklicht wurden, ist der bisher geltende 
Abgabensatz anzuwenden. 
 
Der Beschluss:    Der Antrag wird angenommen. 
Abstimmungsergebnis: Einstimmig. 

 
Zu Pkt. 11: Genehmigung des Flurbereinigungsverfahrens in  Ratzenberg. 

Das öffentliche Gut der Gemeinde Bergland auf Grundstück 1811 (EZ 841m²) soll teilweise aufgelassen werden 
ca. 450m² und dem Eigentümer Familie Koll zugeschrieben werden.  
o Unterhalb der Fläche befindet sich der Kanal, eine Überbauung dieser Fläche ist nicht möglich und auch 
verboten, auch die Erreichbarkeit für notwendige Instandhaltungsarbeiten muss gegeben sein.  
o Der neue öffentliche Weg soll bis zur Abfindung von  Familie Koll führen und betreffend der Entwässerung, 
für diese muss vor Fertigstellung des Vorplatzes eine gemeinsame Lösung zwischen der Gemeinde Bergland 
und Familie Koll erarbeitet werden, die Gemeinde Bergland trifft keine Haftung und ist an einer gemeinsamen 



  

 

Lösung interessiert. Beim Teilungsplan GZ 4927 in Edichenthal wurden 8 Euro/m² für öffentliches Gut 
verrechnet, aufgrund des Bebauungsverbotes und des Servitut Rechtes für den Kanal ist der Preisvorschlag 
2000 Euro für die gesamte Fläche.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Der Beschlussantrag des Gemeindevorstandes lautet: 

Genehmigung des Flurbereinigungsverfahren Ratzenberg samt Auflassung des öffentlichen Gutes.  

Der Beschluss:    Der Antrag wird angenommen. 
Abstimmungsergebnis: Einstimmig. 

 
Zu Pkt. 12: Bericht über die Abschaffung des innergemeindlichen Instanzenzuges. 

Der NÖ Landtag hat am 23. Oktober 2025 beschlossen, dass mit 1. Jänner 2026 der zweigliedrige 
Instanzenzug im eigenen Wirkungsbereich der Gemeinde teilweise abgeschafft wird.  
Diese Neuregelung stellt einen Teil der aktuellen Verwaltungsreform in Niederösterreich dar und soll eine 
Reduzierung der Verfahrensdauer sowie eine schnellere Erlangung rechtskräftiger Entscheidungen auf Ebene 
der Gemeinden ermöglichen. 
Ausgenommen: Straßenverkehrsordnung 1960, Gewerbeordnung 1994 und Informationsfreiheitsgesetz  
 

  



     
 

 

Kenntnisnahme des Berichtes 

 
Zu Pkt. 13: Genehmigung der Einführung eines Gesundheits- EMIL. 

Das ehrenamtliche Mobilitätsservice „Gesundheits-EMIL“ soll als ergänzendes Transportangebot in der 
„InRegion“ (Gemeinden Wieselburg Stadt, Wieselburg-Land, Petzenkirchen und Bergland) Menschen 
unterstützen, die für gesundheitlich notwendige Wege eine leistbare und verlässliche Beförderung benötigen. 
Hintergrund sind der demografische Wandel, hohe Taxikosten im ländlichen Raum, überlastete mobile Dienste 
und strengere Anforderungen für Rettungstransporte, wodurch bestehende Angebote den Bedarf nicht mehr 
vollständig abdecken. 
  
Organisiert soll das Service über einen parteiunabhängigen Verein mit gewähltem Vorstand und klaren 
Verantwortlichkeiten werden. Die Fahrerinnen und Fahrer arbeiten ehrenamtlich, benötigen Führerschein B, 
bedienen die Buchungsplattform und sind während ihrer Tätigkeit umfassend versichert. Mitglieder des 
Vereins, die mit Haupt- oder Nebenwohnsitz in der InRegion gemeldet sind, können Fahrten nutzen. 
Ausgeschlossen sind medizinische Notfälle und Personen, die aufgrund ihres Gesundheitszustands Anspruch 
auf Krankentransporte haben. Nutzer und Nutzerinnen müssen selbstständig ein - und aussteigen sowie sich 
am Zielort orientieren können. Kinder unter 15 Jahren benötigen eine Begleitung.  
  
Fahrtziele sind vor allem Haus- und Facharzttermine, Krankenhäuser, Apotheken, Pflegeeinrichtungen, 
Diagnose- und Therapiezentren.  
  
Der Mitgliedsbeitrag soll EUR 25,00 pro Jahr betragen. Die Fahrtkosten sollen bis 25 km bei EUR 6,00 und bis 
35 km bei EUR 9,00 liegen, mit leicht reduzierten Preisen für Kinder. Diese fahren unter sechs Jahren in 
Begleitung kostenlos. Abgerechnet wird per  Bankeinzug oder zuvor aufgeladenem Guthaben.  
  
Fahrten können online oder telefonisch gebucht werden, von Montag bis Freitag zwischen 7.30 und 19.30 Uhr, 
mit Buchung bis spätestens zwei Stunden vor Fahrtantritt und Stornierung bis 30 Minuten davor. An 
Wochenenden, Feiertagen sowie am 24. und 31. Dezember wird nicht gefahren. 
  
Finanziert wird das Projekt über Mitgliedsbeiträge, Fahrtentgelte, Gemeindezuschüsse, Fördermitglieder, 
Spenden, Sponsoren und gegebenenfalls öffentliche Förderungen. Die einmaligen Startkosten betragen rund 
EUR 7.050,00 (Fahrzeuganzahlung für das Leasing Skoda Elroq, Software, Öffentlichkeitsarbeit, 
Vereinsgründung). Die laufenden monatlichen Kosten etwa EUR 830,00 (Leasing, Tanken, Versicherung, 
Software, Sonstiges), denen erwartete Monatseinnahmen von rund EUR 1.161,00 auf Basis von 100 nutzenden 
Mitgliedern gegenüberstehen.  
Die Startkosten von EUR 7.050,00 sollen laut Einwohnerschlüssel (Stand 01.01.2026 – Hauptwohnsitzer/innen) 
zwischen den vier beteiligten Gemeinden der InRegion aufgeteilt werden. Für den Fall, dass es beim 
„Gesundheits-EMIL“ trotz der zu erwartenden Monatseinnahmen zu einem finanziellen Minus kommt, soll 
dieser „Abgang“ durch die vier beteiligten Gemeinden ebenfalls nach dem oben genannten  Einwohner-
Schlüssel (1.1. eines jeden Jahres) finanziert werden.  
 
Der Zeitplan sieht 2025 die Vereinsgründung, Fahrzeugorganisation und Öffentlichkeitsarbeit vor. Anfang 
2026 die Schulung der Fahrer und Fahrerinnen innen sowie die Mitgliederanmeldungen. Der reguläre Betrieb 
soll im März 2026 starten und soll anschließend  laufend evaluiert und weiterentwickelt werden.  

Der Beschlussantrag des Gemeindevorstandes lautet: 



  

 

Genehmigung des Grundsatzbeschluss zur Einführung des „Gesundheits-EMIL“ in der InRegion. 
 

Der Beschluss:    Der Antrag wird angenommen. 
Abstimmungsergebnis: Einstimmig. 

 
Zu Pkt. 14: Genehmigung des Vertrages für das InRegion Taxi. 

Am 27.06.2017 wurde in der Gemeinderatssitzung 267 Top 16, die Finanzierung und die Teilnahme an dem 
InRegion Taxi beschlossen, bis dato übernahm die Firma Sachslehner diese Mobilitätslösung. Aufgrund von 
Fahrausfällen und der damit steigernden Unzufriedenheit der Bevölkerung wurde ein Ersatzunternehmen für 
dieses Mobilitätsangebot gesucht. Mit  01.02.2026 soll das Taxiunternehmen Fa. Harald Plank das InRegion 
Taxi übernehmen. Die Kosten für das Jahr 2024 betrugen 4.529,12 Euro. Das Vertragsmuster liegt dem 
Protokoll bei.      

Der Beschlussantrag des Gemeindevorstandes lautet: 

Genehmigung des Vertrages für das InRegion Taxi mit dem Taxiunternehmen Harald Plank.  

Der Beschluss:    Der Antrag wird angenommen. 
Abstimmungsergebnis: Einstimmig. 

 
Zu Pkt. 15: Genehmigung von Förderansuchen. 

Folgende Förderansuchen wurden bei der Gemeinde Bergland eingereicht:  

- Marktmusikkapelle Petzenkirchen-Bergland 1.070,00 € 
- SV Volksbank Haubis Petzenkirchen Bergland 2.300,00 € 
- Tennisverein Petzenkirchen Bergland                                                                                      700,00 € 
- NÖ Senioren Bergland - Petzenkirchen 200,00 € 
- Pensionistenverband Petzenkirchen 150,00 € 
- Österr. Kameradschaftsbund 250,00 €  
- Fremdenverkehrsverein Petzenkirchen - Bergland     100,00 € 
- Evangelische Pfarrgemeinde                                                                                                     100,00 € 

Der Beschlussantrag des Gemeindevorstandes lautet: 

Genehmigung der vorliegenden Förderansuchen im Gesamtausmaß von 4.870 Euro. 

Der Beschluss:    Der Antrag wird angenommen. 
Abstimmungsergebnis: Einstimmig. 

 
Zu Pkt. 16: Bericht des Bürgermeisters. 

• Vergabe der Planungsleistung der Rad- und Fußgängerbrücke Kendl 
• Projekt 2028 
• Auszug aus der Gemeindeordnung  
• Der Jahresbericht erfolgte bei der anschließenden Weihnachtsfeier im Gashaus Nabegger. 

Kenntnisnahme des Berichtes  



     
 

 

 

Zu Pkt. 17: Bericht der unangesagten Kassaprüfung. 

Am 09.12.2025 erfolgte eine unvermutete Gebarungsprüfung durch den Prüfungsausschuss. Es wurde die 
Barkassa gezählt und die Kontostände der Girokonten sowie des Sparbuches kontrolliert.    

Kenntnisnahme des Berichtes  
 

 

Gelesen und gefertigt 
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